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Die Mitarbeiter gewinnen durch das Ar-
beiten zu Hause im Home-Office an Le-
bensqualität, weil ihnen das Pendeln zwi-
schen Wohn- und Arbeitsort erspart bleibt. 
Überdies können sie zu Hause ungestört 
und konzentriert arbeiten, was sich posi-
tiv auf die Arbeitsleistung auswirkt. Die 
Unternehmen gewinnen durch diese Fle-
xibilität motivierte Mitarbeiter. Zudem 
können sie die Betriebskosten senken, in-
dem etwa Büroflächen reduziert werden.

Home-Offices sind in der Praxis sehr un-
terschiedlich ausgestaltet: So kann die Ar-
beit zu Hause regelmässig oder unregel-
mässig, stunden- oder tageweise erfolgen. 
Damit zusammen hängt die Frage, ob dem 
Mitarbeiter weiterhin ein fester Arbeits-
platz am Sitz des Unternehmens zur Ver-
fügung gestellt wird oder nicht. Wichtig 
ist auch die Frage, ob der Mitarbeiter ne-
ben dem Lohn eine separate Entschädi-
gung für das Home-Office erhält und wer 
die Kosten für die notwendigen Einrich-
tungen zu Hause trägt.

1. Steuerliche Aspekte

Für das Unternehmen stellt sich in steu-
errechtlicher Hinsicht die Frage, ob es am 

Wohnort des Mitarbeiters aufgrund des-
sen Arbeitstätigkeit eine Betriebsstätte 
und damit eine eigene subjektive Steuer-
pflicht begründet. Der Begriff der Be-
triebsstätte ist dabei zentral, weil eine  
Betriebsstätte sowohl eine steuerbegrün-
dende Wirkung als auch – mit Blick auf 
andere Kantone bzw. das Ausland – eine 
steuerbefreiende Funktion haben kann.  

Begriff der Betriebsstätte im 
schweizerischen Steuerrecht
Der Begriff der Betriebsstätte ist im 
schweizerischen Steuerrecht nicht ein-
heitlich geregelt. Einzig das Bundesge-
setz über die direkte Bundessteuer (DBG) 
enthält eine Legaldefinition. Weiter hat 
das Bundesgericht, gestützt auf das in der 
Bundesverfassung enthaltene Doppelbe-
steuerungsverbot, einen eigenständigen 
Betriebsstättebegriff im Zusammenhang 
mit seiner Rechtsprechung zur interkan-
tonalen Doppelbesteuerung entwickelt. 
Auf die verschiedenen Betriebsstättebe-
griffe wird nachfolgend eingegangen: 

›› Legaldefinition im Bundesgesetz 
über die direkte Bundessteuer
Nach der Legaldefinition im DBG gilt 
als Betriebsstätte eine feste Geschäfts-

einrichtung, in welcher die Geschäfts-
tätigkeit eines Unternehmens oder ein 
freier Beruf ganz oder teilweise ausge-
übt wird. Als feste Geschäftseinrichtung 
gilt eine Anlage oder Einrichtung, in 
welcher ständig oder wenigstens wäh-
rend einer gewissen Zeit die Tätigkeit ei-
nes Unternehmens ausgeübt wird. Folg-
lich hat die Anlage oder Einrichtung von 
einer gewissen Dauer und fest mit der 
Erdoberfläche verbunden zu sein. 

Das Kriterium der Geschäftstätigkeit 
wird bejaht, wenn in der Anlage bzw. 
Einrichtung Aktivitäten ausgeübt wer-
den, welche mit der Erfüllung des sta-
tutarischen Zwecks des Unternehmens 
im weitesten Sinne im Zusammenhang 
stehen, und zwar ungeachtet derer Be-
deutung und deren Ausmass innerhalb 
des Gesamtunternehmens.

Obwohl nicht ausdrücklich im Geset-
zestext erwähnt, ist für das Vorhanden-
sein einer Betriebsstätte erforderlich, 
dass das Unternehmen Verfügungs-
macht über die Geschäftseinrichtung 
hat. Dabei ist unerheblich, ob die Ge-
schäftseinrichtung im Eigentum des 
Unternehmens steht, ob sie nur gemie-
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tet ist oder ob die Geschäftseinrichtung 
dem Unternehmen sonst auf eine Art 
und Weise zur Verfügung steht. Folg-
lich genügt es, wenn das Unternehmen 
faktisch (via den Mitarbeiter) über die 
Einrichtung verfügen kann. Ob eine 
Verfügungsmacht vorliegt, muss im 
Einzelfall geprüft werden. 

In der Regel verfügt der Arbeitgeber 
weder über einen Zugang noch über ei-

nen Schlüssel zur Wohnung des Mitar-
beiters, in dem sich das Home-Office 
befindet. Schreibt das Unternehmen 
dem Mitarbeiter nicht vor, dass er von 
zu Hause aus arbeiten muss und über-
nimmt es keine Kosten für das Home-
Office, fehlt es in aller Regel an der Ver-
fügungsmacht des Unternehmens über 
das Home-Office. Entsprechend ist eine 
Betriebsstätte des Unternehmens am 
Ort des Home-Office zu verneinen. Dies 

gilt insbesondere auch dann, wenn 
dem Mitarbeiter ein fester Arbeitsplatz 
am Ort des Unternehmens zur Verfü-
gung gestellt wird und der Mitarbeiter 
nur aus Bequemlichkeit zeitweise zu 
Hause arbeitet.

Anders wäre der Fall wohl zu beurtei-
len, wenn ein Mitarbeiter auf Anwei-
sung des Unternehmens ausschliess-
lich von seinem Home-Office aus 
arbeitet und von dort aus regelmässig 
mit Kunden telefoniert, am Sitz des Un-
ternehmens über keinen Arbeitsplatz 
verfügt und das Unternehmen die Kos-
ten für das Home-Office übernimmt. 

In einem solchen Fall ist davon auszu-
gehen, dass das Unternehmen am Ort 
des Home-Office über eine Geschäfts-
einrichtung verfügt. Dies kann  z. B. der 
Fall sein bei einem IT-Mitarbeiter, der 
ausschliesslich in seinem Home-Office 
arbeitet und von dort regelmässig Kun-
dengespräche führt und nur gelegent-
lich an Besprechungen am Sitz des Un-
ternehmens teilnimmt, dort aber über 
keinen Arbeitsplatz verfügt.

›› Fehlende Betriebsstätte­
definition im Steuerharmoni­
sierungsgesetz
Im Steuerharmonisierungsgesetz ver-
zichtete der Gesetzgeber auf eine Um-
schreibung des Betriebsstättebegriffs, 
da er davon ausging, dass die Recht-
sprechung im interkantonalen und in-
ternationalen Bereich genügend klare 
Richtlinien für die begriffliche Ausle-
gung enthält. In der Literatur wird des-
halb die Auffassung vertreten, dass die 
Kantone den Betriebsstättebegriff au-
tonom auslegen können. 

Dies führt dazu, dass die Kantone nicht 
gezwungen sind, ausserkantonale Be-
triebsstätten in anderen Kantonen oder 
im Ausland anzuerkennen. Bis auf die 
Kantone Thurgau (betreffend die na-
türlichen Personen) und Graubünden 
haben jedoch alle Kantone entspre-
chende Bestimmungen in ihre jeweili-
gen Steuergesetze ausgenommen.
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Dabei haben sich zwei Gruppen von 
Kantonen herauskristallisiert: diejeni-
gen Kantone, welche den Betriebsstät-
tebegriff des DBG übernommen haben 
(z.B. AG, BE, GR, LU, NW, OW, SG und 
SH) und diejenigen, welche den Be-
triebsstättebegriff nicht definieren 
(z. B. BL, BS, GL SO, TG, ZG und ZH). 

Ein Sonderfall ist der Kanton Schwyz, 
welcher im internationalen Verhältnis  
bezüglich der Betriebsstätte auf das  
jeweils anwendbare Doppelbesteue-
rungsabkommen oder, wenn kein sol-
ches vorliegt, auf das OECD-Muster- 
abkommen verweist. Mit dieser dyna-
mischen Auslegung des Betriebsstätte-
begriffs erreicht der Kanton Schwyz, 
dass keine Qualifikationskonflikte ent-
stehen können.

Schon alleine aus Praktikabilitäts
überlegungen sind unterschiedliche 
Betriebsstättebegriffe innerhalb der 
Schweiz zu vermeiden. Die Gerichte 
bzw. das Bundesgericht müssen des-
halb mit seiner Rechtsprechung wei-
terhin für eine vertikale und horizon-
tale materielle Harmonisierung des 
Betriebsstättebegriffs besorgt sein. Im 
Ergebnis bedeutet dies mit Blick auf das 
Home-Office, dass keine Abweichun-
gen zum Betriebsstättebegriff des DBG 
bestehen sollten.

›› Interkantonales Steuerrecht
Im Bereich des interkantonalen Steuer-
rechts gilt als Betriebsstätte eine stän-
dige körperliche Anlage oder Einrich-
tung, mittels derer ein qualitativ und 
quantitativ wesentlicher Teil des Be-
triebs eines Unternehmens vollzogen 
wird. Diese Definition hat das Bundes-
gericht in konstanter Rechtsprechung 
entwickelt, wenn es darum ging, die 
Steuerhoheiten der verschiedenen Kan-
tone gegeneinander abzugrenzen.

Die Definition der Betriebsstätte im in-
terkantonalen Bereich entspricht be-
züglich der festen Geschäftseinrich-
tung weitestgehend jener im DBG. Im 
DBG fehlt jedoch der Hinweis auf die 

qualitative und quantitative Erheblich-
keit der in der Geschäftseinrichtung 
ausgeübten Tätigkeit. 

Qualitativ erheblich ist eine Tätigkeit 
immer dann, wenn sie zum eigentli-
chen Geschäftsbetrieb gehört. Darun-
ter fallen Tätigkeiten, welche der Pro-
duktion und dem Kontakt mit Klienten 
dienen. Unerheblich ist jedoch, ob sie 
einen Gewinn abwerfen. Quantitativ 
erheblich ist eine Tätigkeit immer 
dann, wenn es sich nicht um eine bloss 
untergeordnete oder nebensächliche 
Funktion handelt. 

So hat das Bundesgericht im Falle eines 
Arztes mit eigener ausserkantonaler 
Praxis zu Recht entschieden, dass er an 
seinem Wohnsitzkanton keine Betriebs- 
stätte begründet, wenn er abends und 
am Wochenende bei sich zu Hause  
gewisse administrative Arbeiten erle-
digt, Fachliteratur studiert und gewisse 
buchhalterische Daten für seinen Treu-
händer aufbereitet, da die qualitative 
und quantitative Wesentlichkeit nicht 
gegeben sei. Mit anderen Worten be-
gründete der Arzt durch diese unterge-
ordneten Tätigkeiten in seinem Home-
Office keine Betriebsstätte.

Der Betriebsstättebegriff des interkan-
tonalen Steuerrechts ist enger gefasst 
als jener im DBG. Dies ist folgerichtig, 
geht es doch im interkantonalen Recht 
darum, eine unnötige Zersplitterung 
der Steuerhoheiten zu vermeiden. 

Der Betriebsstättebegriff 
im internationalen Steuerrecht
Bei grenzüberschreitenden Sachverhalten 
definiert das jeweils anzuwendende Dop-
pelbesteuerungsabkommen, was unter ei-
ner Betriebsstätte zu verstehen ist. Dieser 
dort definierte Betriebsstättebegriff geht 
dem Landesrecht vor. Die Schweizer Ab-
kommenspolitik folgt bei der Definition 
der Betriebsstätte dem OECD-Musterab-
kommen. Als Betriebsstätte gilt dort eine 
feste Geschäftseinrichtung, durch die die 
Geschäftstätigkeit eines Unternehmens 
ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

Dieser Betriebsstättebegriff deckt sich 
weitestgehend mit jenem des DBG. Dies 
überrascht nicht, denn der OECD-Be-
triebsstättebegriff hat beim DBG Pate ge-
standen. Anders als im DBG schliessst das 
OECD-Musterabkommen bei gewissen 
Aktivitäten, welche vorbereitender Art 
sind oder Hilfstätigkeiten darstellen, eine 
Betriebsstätte aus. Dennoch ist im inter-
nationalen Verhältnis in den letzten Jah-
ren ein kontinuierliches Absenken der  
Betriebsstätteschwelle und damit eine 
Ausweitung des OECD-Betriebssttättebe-
griffs festzustellen. 

Mit Bezug auf das Home-Office hat die 
OECD ein Arbeitspapier veröffentlicht, 
welches in die OECD-Kommentierung 
einfliessen soll. Danach soll ein Home- 
Office nicht leichthin als Betriebsstätte 
des Unternehmens gelten. Es sind viel-
mehr sämtliche Umstände des Einzelfalls 
für eine Beurteilung heranzuziehen. Ins-
besondere sollen bloss untergeordnete  
im Home-Office verrichtete Tätigkeiten 
nicht zur Annahme einer Betriebsstätte 
führen, wobei die Dienstleistungserbrin-
gung gegenüber Kunden in aller Regel 
als wesentliche unternehmerische Tätig-
keit gilt und zur Annahme einer Betriebs-
stätte führt. Wird das Home-Office regel-
mässig und kontinuierlich aufgrund  
einer Anweisung des Arbeitnehmers  
genutzt (z. B. weil der Arbeitnehmer 
keine Büroräumlichkeiten zur Verfügung 
stellt), kann das Home-Office ebenfalls 
als Betriebsstätte des Unternehmens  
betrachtet werden. 

Nach Auffassung der OECD ist es somit 
nicht relevant, wer die Kosten des Home-
Office trägt oder ob der Arbeitgeber Wei-
sungen bezüglich der Ausgestaltung des 
Arbeitsplatzes (z. B. Vorschriften bezüg-
lich technischer Ausstattung und Sicher-
heit) im Home-Office hat oder nicht. 

Fazit

Eine Betriebsstätte eines Unternehmens 
in einem Home-Office eines Mitarbeiters 
ist aus Gründen der Zersplitterung der 
Steuerhoheiten – entgegen dem allgemei-
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nen internationalen Trend – nur aus-
nahmsweise anzunehmen. 

Eine Betriebsstätte des Unternehmens am 
Ort des Home-Office liegt jedoch dann 
vor, wenn das Unternehmen den Mitar-
beiter anweist, auf unbestimmte Zeit von 
zu Hause aus zu arbeiten, weil es ihm am 
Sitz des Unternehmens keinen Arbeits-
platz mehr zur Verfügung stellt und das 
Unternehmen die Kosten für das Home-
Office trägt.

2. Aspekte Sozialversicherung 

Bei einem Home-Office stellt sich auf  
die Frage, welchen sozialversicherungs-
rechtlichen Bestimmungen der Mitarbei-
ter untersteht. Einfach und klar sind die 
Verhältnisse, wenn sich bei einem Home-
Office sowohl der Sitz des Unternehmens, 
der Arbeitsort und das Home-Office des 
Mitarbeiters in der Schweiz befinden. 
Dann sind ausschliesslich die einschlägi-
gen sozialversicherungsrechtlichen Be-
stimmungen der Schweiz anwendbar. 

Weiterer Abklärungsbedarf besteht je-
doch, wenn sich insbesondere das Home-
Office des Mitarbeiters in einem anderen 
Land befindet und somit ein internationa-
ler Fall vorliegt. 

Internationales Home-Office 
Die Schweiz hat zahlreiche internatio-
nale Sozialversicherungsabkommen ab-
geschlossen. Das Wichtigste in diesem 
Bereich ist das Abkommen über die Per-
sonenfreizügigkeit, welches die Schweiz 
als EFTA-Mitglied mit den EU-Staaten 
vereinbart hat. Anders als im Steuerrecht 
ist im Bereich der Sozialversicherungsab-
kommen die Staatsangehörigkeit von 
zentraler Bedeutung. So können sich nur 
Staatsangehörige der EU / EFTA-Staaten 
und der Schweiz auf das Freizügigkeits-
abkommen bzw. die einschlägigen Ver-
ordnungen berufen, nicht aber z. B. ein in 
der EU wohnhafter Inder oder Iraner.

Ziel dieser Sozialversicherungsabkom-
men und insbesondere des Freizügig-
keitsabkommens mit der EU / EFTA ist die 

Koordination der Sozialversicherungs-
systeme, so dass Personen, die nicht im 
selben Staat arbeiten und wohnen, oder 
Personen, die gleichzeitig in mehreren 
Staaten erwerbstätig sind, nur den Sozi-
alversicherungsvorschriften eines einzi-
gen Staates unterstehen. Grundsätzlich 
unterliegt ein Arbeitnehmer der Beitrags-
pflicht desjenigen Staates, in welchem er 
seine Erwerbstätigkeit ausübt (Arbeits-
ortsprinzip). Dies gilt selbst dann, wenn 
die Person in einem anderen Mitglied-
staat wohnt. 

Staatsangehörige der Schweiz und der 
EFTA  / EU, die in mehreren Staaten eine 
Erwerbstätigkeit ausüben, unterliegen in 
der Regel der Sozialversicherungspflicht 
ihres Wohnsitzstaates, sofern sie dort ei-
nen quantitativ erheblichen Teil ihrer Ar-
beit leisten. Quantitativ erheblich ist die 
Tätigkeit, wenn dort mindestens 25 Pro-
zent der gesamten Arbeitszeit gearbeitet 
wird. Wird die 25-Prozent-Grenze nicht 
erreicht, untersteht der Mitarbeiter den 
Sozialversicherungsvorschriften desjeni-
gen Staates, in welchem sich der Sitz des 
Arbeitgebers befindet.

Wenn also ein Schweizer Unternehmen 
einem deutschen Mitarbeiter erlaubt, an 
zwei Tagen pro Woche von zu Hause  
aus in Deutschland im Home-Office zu ar-
beiten und an drei Tagen vor Ort am Sitz 

des Unternehmens in der Schweiz, übt der 
Mitarbeiter rund 40 Prozent seiner Tätig-
keit in seinem Wohnsitzstaat Deutschland 
aus. Entsprechend hat sich das Schweizer 
Unternehmen bei den deutschen Sozial-
versicherungsbehörden zu registrieren 
und die Sozialversicherungsbeiträge für 
diesen deutschen Mitarbeiter für sein ge-
samtes Gehalt in Deutschland gemäss den 
deutschen Sozialversicherungsbestim-
mungen abzuführen. 

Zusammenfassung

In aller Regel wird das Unternehmen am 
Ort des Home-Office des Mitarbeiters 
selbst nicht steuerpflichtig. Ein Home-Of-
fice kann aber zu einer steuerrechtlich  
relevanten Betriebsstätte des Unterneh-
mens werden, wenn das Unternehmen 
den Mitarbeiter anweist, regelmässig von 
zu Hause aus zu arbeiten und es ihm am 
Sitz des Unternehmens keinen Arbeits-
platz mehr zur Verfügung stellt.

In sozialversicherungsrechtlicher Hin-
sicht hat ein Unternehmen vor allem die 
internationalen Home-Offices im Auge zu 
behalten, da das Unternehmen sich unter 
Umständen, falls der Mitarbeiter an mehr 
als einem Tag in der Woche im Home-Of-
fice arbeitet, im Ausland registrieren und 
die Sozialversicherungsabgaben für die-
sen Mitarbeiter dort entrichten muss. «


